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Nach dem wochenlangen Zirkus der 

Jamaika-Sondierungsgespräche hat die 

FDP die Verhandlungen platzen lassen. 

Oh, es geht ihr dabei nicht um Inhalte. 

Sie setzt offensichtlich darauf, dass sie 

mit diesem spektakulären Schachzug 

(auch bei Neuwahlen) mehr Einfluss 

gewinnen kann. Es ist nur Taktik − ge-

nau wie bei allen anderen Parteien. 

 

Wird es nun doch eine Große Koalition 

geben, eine Minderheitsregierung, Neu-

wahlen,…? Alles ist offen. Und auch, 

welche langfristigen Folgen die Regie-

rungskrise haben wird. Denn sie ist kein 

bloßer Zufall. Sie ist ein politischer Aus-

druck der wirtschaftlichen Krise, in der 

CDU und SPD seit vielen Jahren die 

Politik der Kapitalisten gegen die Arbei-

ter durchsetzen. Beide Parteien bezah-

len dafür: Sie verlieren Stimmen, neue 

Parteien entstehen, die Unzufriedenheit 

wächst. Und so wird es schwerer, stabi-

le Regierungen zu bilden. 

 

Wie auch immer aber die Regierung 

künftig aussieht, sie wird weiterhin die 

Interessen der Kapitalisten durchsetzen. 

Die Kapitalisten verlangen es. Wir Arbei-

tenden müssen uns also darauf vorbe-

reiten, unsere Interessen selber zu ver-

teidigen. Denn die Angriffe auf uns wer-

den weitergehen. Und sie gehen schon 

jetzt weiter, wo wir nicht einmal eine 

Regierung haben. Man braucht sich 

doch nur Siemens anzuschauen. 

 

Mehrere Werke will Siemens schließen 

und 7.000 Arbeiter entlassen – vor allem 

in Ostdeutschland und dem Ruhrgebiet, 

wo Arbeitslosigkeit und Armut schon 

jetzt am größten sind. Dabei macht Sie-

mens Jahr für Jahr Rekordgewinne. 

Allein im letzten Jahr waren es 6,2 Milli-

arden Euro. Es gibt also wirklich keine 

Rechtfertigung, auch nur einen einzigen 

Arbeiter zu entlassen! 

Deshalb muss man ihnen das Recht zu 

entlassen wegnehmen. Man muss Ent-

lassungen verbieten. Nur so kann man 

verhindern, dass all diese Kapitalisten 

verboten ist. Doch nun wollen die Bos-

se, dass es legal wird. Damit sie noch 

leichter jeden von uns so lange und fle-

xibel ausbeuten können, wie sie wollen!  

 

Die IG Metall-Führung behauptet, sie 

wolle mit ihrer Tarifrunde nun das Ge-

genteil erreichen: nämlich, dass die Ar-

beiter selbstbestimmter über ihre Ar-

beitszeit entscheiden könnten. Dazu soll 

jeder Arbeiter das Recht bekommen, 

seine Arbeitszeit zwei Jahre lang auf 28 

Stunden die Woche zu verringern. 

Doch das ist wahrlich keine Forderung 

gegen die Unternehmer, keine Antwort 

auf ihre Angriffe. Denn bezahlen sollen 

die Arbeiter es großteils selber. Die Ar-

beitenden sollen also einzig die 

„Freiheit“ erhalten, kurzzeitig den Ar-

beitsdruck etwas zu verringern… indem 

sie auf Lohn verzichten.  

 

Was für eine Freiheit! Wie viele Arbeiter 

malochen schon in Vollzeit für einen 

Lohn, der kaum bis zum Ende des Mo-

nats reicht – und können sich bestimmt 

nicht die „Freiheit“ leisten, auf Lohn zu 

verzichten. Und in wie vielen Betrieben 

wird der Chef dem einzelnen Arbeiter, 

der seine Arbeitszeit senken will, einfach 

antworten: „Du willst weniger arbeiten? 

Kein Problem, dann brauchst du gar 

nicht mehr arbeiten zu kommen.“  

Und überhaupt: Nachdem die Bosse uns 

seit Jahren immer mehr arbeiten lassen, 

ohne uns die Löhne zu erhöhen – ja die 

Löhne zum Teil gesenkt haben – kann 

unsere Perspektive nicht darin beste-

hen, uns zu entscheiden, worauf wir 

eher verzichten wollen, auf Lohn oder 

Erholung: Wir brauchen mehr Lohn UND 

weniger Arbeit – für alle!  

 

Die kapitalistische Klasse hat klare Zie-

le. Sie weiß, wo sie hin will. Und die 

künftige Regierung wird ihr dabei helfen. 

Sie werden uns an den Kragen gehen. 

Was wir Arbeitenden in dieser Lage 

brauchen, sind keine Scheingefechte. 

Sondern ein klares Bewusstsein unserer 

Interessen und Perspektiven. 

von Thyssen, Air Berlin, VW oder Sie-

mens immer mehr Arbeiter zu Arbeitslo-

sigkeit und Unsicherheit verdammen 

und ganze Gegenden verarmen. 

 

Und nur so kann man verhindern, dass 

alle übrigen Arbeiter immer mehr schuf-

ten müssen. Denn das ist die andere 

Folge ihres Stellenabbaus. Siemens hat 

es offen angekündigt: Sie wollen einige 

Werke schließen, um die übrigen noch 

„mehr auszulasten“. Die einen Arbeiter 

sollen also entlassen werden und die 

übrigen dafür noch mehr und unter 

noch größerem Druck arbeiten. 

 

In quasi allen Betrieben erleben wir 

diese Entwicklung. Wir sollen immer 

mehr arbeiten, schneller, zu immer un-

möglicheren Zeiten... Und nun wollen 

die Kapitalisten auch noch die letzten 

Regeln abschaffen, die sie dabei etwas 

einschränken.  

In der Metallindustrie verlangen sie, 

dass auch der letzte Rest der ver-

pflichtenden 35-Stunden-Woche ver-

schwindet, damit sie die Arbeitszeit 

nach Belieben erhöhen können. In 

NRW haben die Einzelhandelskonzerne 

mit Hilfe der Landesregierung schon 

durchgesetzt, dass sie die Verkäuferin-

nen künftig samstags bis Mitternacht 

arbeiten lassen dürfen – und an doppelt 

so vielen Sonntagen im Jahr. 

 

Und gemeinsam mit FDP und Teilen 

der CDU bereiten die Kapitalisten der-

zeit einen großen Angriff auf die Ar-

beitszeiten aller Arbeitenden vor. Sie 

wollen den 8-Stunden-Tag komplett 

abschaffen, ebenso die 11 Stunden 

Ruhepause zwischen zwei Arbeitsta-

gen. Sie wollen jeden von uns zwingen 

können, an einem Tag bis 22 Uhr zu 

arbeiten und am nächsten Tag um 6 

Uhr morgens wieder anzufangen. Oder 

mehrere Wochen lang 10-12-Stunden-

Schichten zu machen. 

In vielen kleineren Betrieben und Sub-

firmen, für viele Leiharbeiter und Befris-

tete ist das längst Alltag – obwohl es 

Die Angriffe der Bosse gehen auch ohne Regierung weiter  
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Simbabwe:      

Der Diktator wechselt, imperialistische Ausbeutung und Krise bleiben 
Viel wurde in den letzten Wochen über 
den Militärputsch und den Rücktritt des 
langjährigen Diktators Mugabe in Sim-
babwe berichtet und ein klein wenig 
über die fürchterliche Armut dort. Doch 
über die Hintergründe der heutigen sozi-
alen und politischen Lage und ihre Fol-
gen für die einfache Bevölkerung 
herrscht großes Schweigen.  
 
Wir veröffentlichen hierzu einen Artikel 
unserer französischen Genossen von 
Lutte Ouvrière vom 23. November 2017. 
 

Mugabe, der 
Präsident Sim-
babwes, ist also 
letzten Endes 
zurückgetreten. 
Ein Teil der 
Armee hatte die 
Hauptstadt un-
ter ihre Kontrol-
le gebracht und 
mehrere Mit-
glieder aus Mu-
gabes Gefolge 
verhaftet.  
 
Ein Unterstüt-
zer Mugabes nach dem anderen hat ihn 
daraufhin fallen lassen, sogar die Partei 
Zanu-PF, die er selber gegründet hatte. 
Seine Partei drohte, ihn abzusetzen und 
schloss seine Ehefrau Grace aus der 
Partei aus. Mugabe wollte sie nämlich 
zu seinem Nachfolger machen, was un-
ter den verschiedenen Cliquen Unzufrie-
denheit ausgelöst hat, die alle darauf 
spekulierten, sein Erbe anzutreten. 
 

Die Herrschaft Mugabes hat mit der Un-
abhängigkeit des Landes im Jahr 1980 
begonnen. Simbabwe war eine ehemali-
ge englische Kolonie. 1965 hatte sich 
die weiße Minderheit dort gegen Groß-
britannien erhoben und ein Regime der 
Rassentrennung eingeführt. Mugabe 
stellte sich an der Spitze einer nationa-
listischen Guerillabewegung, die gegen 
dieses rassistische Regime kämpfte.  
 
1980 gelang es ihm unter Schirmherr-
schaft der ehemaligen Kolonialmacht 
Großbritannien, ein politisches Abkom-
men zu erreichen: Das Land wurde un-
abhängig, mit Mugabe an der Spitze.  
 

Das Abkommen legte fest, dass der har-
te, rassistische Kern der Armee und der 
Polizei im Amt blieb. Es gab außerdem 
alle Garantien, dass die Interessen des 
britischen Imperialismus gewahrt blie-
ben.  
Verständnisvoll gegenüber seinen ehe-
maligen Feinden, zeigte sich Mugabe 
jedoch von Anfang an unerbittlich ge-
genüber den Arbeitern. Kaum an der 
Macht, schlug er blutig eine große 
Streikwelle nieder. 

Zwei Jahrzehnte lang war Mugabe der 
brave Schüler des Imperialismus in 
dieser Gegend Afrikas. Und ab den 
90er Jahren setzte er brav alle Privati-
sierungen und Sparpläne im Öffentli-
chen Dienst um, die der Internationale 
Währungsfond (IWF) von ihm verlang-
te. 
 

Nach und nach stieg die Unzufrieden-
heit in der Bevölkerung. Um sein 
Image wieder aufzubessern, unter-
stützte Mugabe daraufhin offiziell die 

armen schwarzen Bauern, die Lände-
reien von reichen weißen Farmern 
besetzten. 70.000 Weiße – 0,6% der 
Bevölkerung – besaßen zu dieser Zeit 
nämlich 70% des fruchtbaren Landes, 
während die große Mehrheit der 
schwarzen ländlichen Bevölkerung gar 
kein Land besaß oder auf winzigen 
Parzellen überleben mussten.  
Mugabe ließ selber 6.000 Farmen be-
schlagnahmen und verteilte sie an die 
Bevölkerung. Doch während die ehe-
maligen Großgrundbesitzer über Kapi-
tal und Absatzmärkte verfügten und in 
moderne Technik investieren konnten, 
bekamen die neuen Besitzer nichts 
von alledem.  
 

Dies genügte, damit die Großmächte 
Mugabe auf den Index setzten. 2002 
erklärte Bush Simbabwe zu einem 
„Schurkenstaat“ und die Wirtschafts-
sanktionen begannen: Ein Teil des 
staatlichen Geldes, das auf Konten 
westlicher Banken lag, wurde eingefro-
ren und ein Teil der Deviseneinnah-
men versiegte. 
 

Seitdem hat Mugabe weitere Maßnah-
men des IWF akzeptiert, doch das 
Embargo wurde im Wesentlichen auf-
recht erhalten. Zusammen mit der Kri-
se von 2008 und dem Absturz der 
Rohstoffpreise führte dies zum Zusam-
menbruch der Wirtschaft, der die arme 
Bevölkerung mit voller Wucht trifft.  
Die Arbeitslosigkeit liegt heute bei über 
80%. Ein Drittel der Bevölkerung lebt 
von Lebensmittelhilfen. Die Landwirt-
schaft ist zusammengebrochen.  

In vielen Gegenden ist zumindest zeit-
weilig die Hungersnot zurückgekehrt. 
Und wenn auch die Preise nicht mehr 
wie 2008-2009 um das millionenfache 
explodieren, so steigen die Lebenshal-
tungskosten für die arme Bevölkerung 
immer weiter. Die Schwierigkeiten der 
Regierung, die Armee und die Beamten 
zu bezahlen, sind sicher ebenfalls ein 
Grund für ihre Unzufriedenheit.  
 

Nach dem Erfolg der Demonstrationen 
zu urteilen, zu denen die Armee gegen 
Mugabe aufgerufen hat, scheint die 
Ablehnung Mugabes in der einfachen 
Bevölkerung groß zu sein – und sie hat 
auch allen Grund dazu. Von seinen 
möglichen Nachfolgern jedoch hat die 
ärmere Bevölkerung absolut nichts zu 
erwarten.  
 

Da ist vor allem Emmerson Mnangag-
wa, der von der Partei Zanu-PF zum 
nächsten Präsidentschaftskandidaten 
erklärt worden ist. Bis vor kurzem noch 
war er ein treuer Gefolgsmann Muga-
bes, der unter anderem 2008 eine Jagd 
auf politische Gegner organisierte und 
viele ermorden ließ, um selber wieder-
gewählt zu werden. Und der andere 
potenzielle Nachfolger, Morgan Tsvan-
girai, war von 2009 bis 2013… Premier-
minister unter Mugabe. 
 

Um sich vor der wirtschaftlichen und 
sozialen Katastrophe zu schützen, die 
sie erleiden, kann die arbeitenden Klas-
se also nur auf sich selber und ihre ei-
gene Mobilisierung zählen. 

Ein Rentengeschenk  
an die Konzerne  

 
 

Stolz hat die Regierung verkündet, wie 
„prall gefüllt die Rentenkassen“ sind. 
Und dass sie daher die Rentenbeiträge 
senken möchte, um… 0,05 Prozent-
punkte für die Lohnabhängigen und 
0,05 Prozentpunkte für die Unterneh-
mer. 
 

Ein Arbeiter wird dies wohl kaum auf 
seiner Lohnabrechnung bemerken. Er 
spart dadurch im Schnitt 1,50 Euro pro 
Monat. Für die großen Firmen jedoch ist 
es ein Millionen-Geschenk. Denn die 
sparen sich diese Summe für zehn- 
oder hunderttausende Arbeiter. Dank 
dieser 0,05%-Senkung zahlen BASF 
oder Aldi nächstes Jahr jeweils 1 Million 
Euro weniger in die Rentenkasse, Sie-
mens 2,3 Millionen und VW sogar 5,6 
Millionen Euro. 
 
 

Also, während sie Tag für Tag bei unse-
rer Rente sparen, uns in die Rente mit 
67 drängen und Hunderttausende 
schon heute in die Altersarmut zwingen, 
schenken sie gleichzeitig den reichsten 
Konzernen viele Millionen aus der Ren-
tenkasse! 
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Unternehmer-Regierung 
 
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart 
(FDP) hat ernsthaft erklärt, die Entlas-
sung von über 700 Siemens-Arbeitern 
in Mülheim sei zwar hart, aber 
„grundsätzlich im Sinne der Mitarbeiter 
und des Industrie-Standorts Nordrhein-
Westfalen“. 
 
Entlassungen sind „im Sinne“ der Arbei-
ter und der Region?!? Solchen Blödsinn 
hat bisher nur… die Presse-Abteilung 
von Siemens verzapft.  
 
Und er kann auch nur von Leuten wie 
diesem FDP-Minister nachgeplappert 
werden, die eindeutig keine Ahnung 
haben, was es für einen Arbeiter bedeu-
tet, seinen Arbeitsplatz zu verlieren.  

Das Paradies: Ein großes, 
schwarzes Loch 

 

Großkonzerne wie Google oder Apple, 
aber auch Bayer, Siemens, die Allianz 
oder die Deutsche Bank und zahllose 
Millionäre hinterziehen Steuern in gi-
gantischer Höhe! Das haben Journalis-
ten mit den „Paradise Papers“ aufge-
deckt. 
 
Die Machenschaften dieser Kapitalisten 
sind obendrein völlig legal. Denn sie 
haben gut bezahlte Spezialisten, die 
ihnen alle Schlupflöcher zeigen, und sie 
haben die Regierungen, die mit einer 
Reihe von Gesetzen absichtlich dafür 
gesorgt haben, dass große Konzerne 
tricksen können und so nur noch ganz 
wenig Steuern zahlen müssen.  
 
Sie können es obendrein umso einfa-
cher, da Geschäfts- und Bankgeheimnis 
dafür sorgen, dass niemand kontrollie-
ren kann, was die Manager und Groß-
aktionäre in den Konzernen entschei-
den und was sie mit dem Geld machen. 
  
Heute bekommen wir einen flüchtigen 
Blick auf einen winzigen Bruchteil die-
ses Systems. Aber man muss weit dar-
über hinaus gehen und die Offenlegung 
aller Konten und Machenschaften die-
ser Geschäftemacher durchsetzen. 
Dies ist nur vollständig möglich, wenn 
es unter der Kontrolle der Arbeitenden 
und der Bevölkerung geschieht.  

Die NRW-Landesregierung hat den 
Haushalt für 2018 beschlossen. Von 
ihrem großen Wahlversprechen ist 
nichts übriggeblieben: In die Sanierung 
der baufälligen Schulen, Straßen und 
Brücken stecken sie genauso wenig 
Geld wie ihre Vorgänger. 
 
Mehr noch: Sie kürzt und spart bei zig 
sinnvollen Ausgaben. Sie halbiert das 
Geld für das vergünstigte Bus- und 

Bahn-Ticket und will es bald ganz strei-
chen: Dieses Sozialticket, auf das viele 
Geringverdiener angewiesen sind, um 
zur Arbeit zu fahren oder alleinerziehen-
de Mütter, um ihre Kinder abzuholen, 
wird es in vielen Städten damit bald 
wohl nicht mehr geben.  
 
Auch die Mittel für die Beratung von 
Flüchtlingen hat sie fast halbiert. Und 
die ärmeren Kommunen, vor allem im 

Ruhrgebiet, bekommen ebenfalls weni-
ger Geld. Dafür aber hat sie die Zahl 
der gut bezahlten Berater in den Mini-
sterien erhöht und plant neue Subven-
tionen für die Konzerne. 
 
Mehr Geld für Ministerien und Kapitalis-
ten − dafür Einsparungen bei den Ärms-
ten, die am dringendsten Unterstützung 
brauchen: Das ist die Politik von CDU 
und FDP. 

Die EU bezahlt die libyschen Sklavenhändler 

 
Die SPD und die Große Koalition:  
Nein, ja, vielleicht, ein bisschen…  

Zigtausende Flüchtlinge aus Afrika, die 
eigentlich nach Europa wollten, werden 
von libyschen Milizen gefangen genom-
men und als Sklaven verkauft. Zum 
ersten Mal konnte eine solche Sklaven-
versteigerung heimlich gefilmt werden, 
für eine Reportage des Fernsehsen-
ders CNN, die auch im deutschen 
Fernsehen und auf Youtube verbreitet 
wurde. Die Bilder erinnern einen an 
finstere Vergangenheit. Junge Schwar-
ze werden nach vorne geführt und eine 
Stimme ruft: „Große und kräftige Jungs 
für die Arbeit auf der Farm“. Dann bie-
ten die Käufer:  500 Dinar, 600, 650…  
 

Einmal verkauft, müssen sie auf den 
Feldern arbeiten, ohne Lohn. Oft be-
kommen sie kaum etwas zu essen. 
Viele werden krank und sterben, weil 
ihre Herren sie nicht ins Krankenhaus 
bringen wollen. Frauen und Kinder die-

nen als Sex-Sklaven. Und diejenigen, 
die die Milizen nicht verkaufen konnten, 
werden meist umgebracht. 
 

Diese Sklavenhändler leben jedoch 
nicht nur von dem Verkauf ihrer Skla-
ven, sie werden obendrein von der Eu-
ropäischen Union bezahlt. Seit Anfang 
des Jahres bekommen diese Milizen 
nämlich von der EU Geld, Material und 
Ausbildung, um Flüchtlinge einzufan-
gen, die über das Mittelmeer nach Eu-
ropa zu gelangen versuchen. Damit es 
besser klingt, nennen sie das eine 
„Politik zur Sicherung der europäischen 
Außengrenzen“.  
 

Die EU weiß genau, was die Flüchtlin-
ge erwartet, die in die Hände dieser 
Milizen fallen. Doch Hauptsache, die 
Flüchtlinge verschwinden, bevor sie die 
europäische Grenze erreichen. 

Nach dem Platzen der Jamaika-
Verhandlungen gerät SPD-Chef Martin 
Schulz immer weiter unter Druck. Die 
Andeutungen, es könne doch zu einer 
Regierung mit der SPD kommen, häu-
fen sich. 
 
Eigentlich wollte Schulz in der Opposi-
tion bleiben, was vor allem die Partei-
basis unterstützt. Nicht, dass sie nicht 
davon träumen zu regieren. Aber sie 
hoffen, die Wähler könnten durch die-
se Oppositions-Kur die arbeiterfeindli-
che Regierungspolitik der SPD wieder 
vergessen: die Rente mit 67, die Kos-
ten der Bankenrettung, den Rekord an 
Alters- und Kinderarmut, an unsiche-
ren Arbeitsplätzen… und alles, was sie 
sonst noch mit zu verantworten hat.  
 
Sie hoffen, die SPD könnte sich durch 
ein paar Jahre Opposition wieder als 
„Partei der kleinen Leute“ ausgeben 
und so viele Wählerstimmen zurückge-
winnen, dass sie den nächsten Kanz-
ler stellt. Um dann natürlich genauso 
weiter zu regieren wie heute auch, 
also weiter Politik für die Kapitalisten 
und gegen die Arbeiter zu machen wie 
unter Schröder oder Merkel. 

Nicht wenige Funktionäre der SPD 
jedoch zittern um ihre Posten: Sie sind 
sich nämlich gar nicht sicher, dass der 
Plan aufgehen würde und die SPD in 
Zukunft wieder mehr Stimmen be-
kommt. Und unsichere Neuwahlen 
wollen sie erst recht nicht. Daher wol-
len sie lieber die Gelegenheit ergreifen 
und die nächsten 4 Jahre – in welcher 
Form auch immer – weiter unter Mer-
kel an den Schalthebeln und Futtertrö-
gen der Macht sitzen. Ganz nach dem 
Motto: „Was man hat, das hat man – 
wer weiß, was in 4 Jahren ist.“ Und 
ihre Stimmen werden immer lauter.  
 
Das einzige, was die SPD-Anführer 
voneinander unterscheidet ist, dass 
die einen heute schon weiter für die 
Bosse regieren und ihre Wähler ent-
täuschen wollen, und die anderen erst 
einige Jahre Illusionen schüren wol-
len… um ihre Wähler dann umso mehr 
zu enttäuschen.  
 
Ob als Große Koalition, Opposition, 
„Tolerierer“ einer CDU-Regierung oder 
was auch immer sie sich einfallen las-
sen: Die Arbeiter haben von der SPD 
in keinem Fall etwas zu erwarten. 

NRW:               Ein Haushalt, der für Reiche gemacht ist 
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Aufklärung gesetzlich 
verboten 

 

Die Ärztin Kristina Hänel ist von einem 

Frankfurter Gericht zu 6.000 Euro Stra-

fe verurteilt worden, weil sie gegen 

§219a verstoßen hat. Dieser Paragraf, 

den die Nazis 1933 eingeführt haben, 

verbietet es Ärzten, „Werbung“ für 

Schwangerschaftsabbruch zu machen. 

Das Gesetz wurde seitdem nicht aufge-

hoben. 

Die Ärztin hat keine Werbung gemacht. 

Sie hat auf ihrer Homepage darüber 

informiert, dass sie Abtreibungen durch-

führt und wie der medizinische Ablauf 

dabei ist. Doch eben das will das Frank-

furter Gericht ihr verbieten. Weil, so das 

Gericht, man über den Schwanger-

schaftsabbruch nicht diskutieren solle, 

als wäre es eine normale Sache! 
 

In Deutschland ist es für Frauen, die 

ungewollt schwanger geworden sind, 

gar nicht einfach, einen Arzt zu finden. 

Zum Teil müssen sie 100 Kilometer und 

mehr fahren, weil zahlreiche Ärzte sich 

weigern, einen Schwangerschaftsab-

bruch durchzuführen. In einer Zeit, in 

der nicht wenige Ärzte die Frauen mit 

ihren Nöten alleine lassen, ist die Initia-

tive der Ärztin Kristina Hänel richtig und 

gut. 
 

Hänel, die von Unterstützern in einer 

Demonstration zum Gericht begleitet 

wurde, will sich von dem Urteil jeden-

falls nicht einschüchtern lassen. Zusam-

men mit anderen Kolleginnen und Kolle-

gen will sie weiterhin für das Recht ein-

treten, dass alle Frauen selber über 

ihren Körper entscheiden dürfen – und 

sich dafür frei informieren und ihren Arzt 

wählen können. 

 

Wollen  
Sie uns  

erreichen? 

DAS ROTE TUCH -  
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen  

E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de   Telefon:  0157 – 76493485 

www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 
Das Rote Tuch kann man auch abonnieren: für 13 € pro Jahr! 

 

In den letzten Wochen haben weltweit 

hunderttausende Frauen öffentlich von 

den sexuellen Übergriffen, Vergewalti-

gungen und auch von all den Beleidi-

gungen und demütigenden Sprüchen 

berichtet, deren Opfer sie wurden: in 

ihrem Alltag, und ganz besonders von 

ihren Vorgesetzten auf der Arbeit.  

Die Schauspielerinnen, die öffentlich 

erzählten, wie der Milliardär Weinstein 

seine Macht als Hollywood-Produzent 

und Chef ihnen gegenüber ausnutzte, 

hat vielen Frauen den Mut gegeben, 

von ihren eigenen Erfahrungen zu er-

zählen. 

 

All diese Be-

richte haben in 

manchen Län-

dern das Klima 

verändert und 

etwas in Bewe-

gung gesetzt.  

 

Vielen Frauen 

ist bewusst 

geworden, wie 

viele Erniedri-

gungen sie stillschweigend über sich 

haben ergehen lassen. Viele haben 

zum ersten Mal das Gefühl, von ihren 

sexuellen Demütigungen berichten zu 

können, ohne dass ihnen die Schuld 

gegeben wird – und ohne, dass sie sich 

selber schuldig fühlen.   

Auch Gerichte und Politiker sind in eini-

gen Ländern gezwungen, sich etwas 

anders zu verhalten. In Frankreich zum 

Beispiel haben Putzfrauen, die in Paris 

Züge und Bahnhöfe reinigen, seit fünf 

Jahren vergeblich die sexuellen Über-

griffe ihrer Chefs öffentlich gemacht 

und sich dagegen gewehrt.  

 

Letzte Woche aber hat das Gericht 

ihnen nun zum ersten Mal Recht gege-

ben – und ihren Betrieb zu zehntausen-

den Euro Entschädigung verurteilt.  

 

In einer Gesellschaft, in der die Vorge-

setzten meistens Männer sind und die-

se Macht ausnutzen können, finden 

Arbeiterinnen nun Mut und vor allem 

Unterstützung, um etwas gegen sie zu 

unternehmen. Und das tut gut! 

Ein ermutigender Anfang 

Am Donnerstag, den 23. November, 

sind erneut über 2000 wütende Arbeiter 

von Siemens durch Berlin gezogen. 

Schon seit einer Woche vergeht kaum 

einen Tag, an dem es nicht in einer 

Stadt zu Protesten kommt. Denn viele 

Arbeiter haben nicht vor, den Werks-

schließungen und Entlassungen wider-

standslos zuzusehen. 

 

In den letzten Jahren hatten die Sie-

mens-Bosse immer wieder Stellenabbau 

und Verzicht von den Arbeitern verlangt 

und versprochen, im Gegenzug keine 

Werke zu schließen und niemanden zu 

entlassen. Das haben sie sogar in ei-

nem Vertrag mit der Gewerkschaft un-

terschrieben.  

Doch wie man heute 

sieht, sind diese Ver-

träge nicht das Papier 

wert, auf dem sie ste-

hen. Die Bosse halten 

sich nur solange da-

ran, wie sie wollen.  

 

Das einzige, womit die 

Arbeitenden ihre Ar-

beitsplätze verteidigen können, ist 

wenn sie mit ihren Waffen, mit Streiks 

und Protesten dafür kämpfen − so ent-

schlossen und zahlreich wie möglich. 

Hoffen wir, dass die bisherigen Protes-

te hierzu ein Anfang sind. 

Siemens-Arbeiter:  

„Schweigen nimmer, kämpfen immer“    


